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3 AZR 48/94
14 Sa 662/93 Hamm

Verkündet am 
4. Oktober 1994

Im Hamen des V olkes!

Bittner, 
Amtsinspektor

U r t e i l

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 
ZPO in der Sitzung vom 4. Oktober 1994 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und Bepler sowie die 
ehrenamtlichen Richter Dr. Michels und Köhne für Recht erkannt:
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-  2 -

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 4. August 1993 
- 14 Sa 662/93 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darum, ob die Beklagte an den Kläger 
für die Zeit ab dem 1. Juli 1992 Hausbrandkohle liefern mußte.

Der im Jahre 1937 geborene Kläger war als Steiger bis zum 
30. Juni 1992 bei der Beklagten beschäftigt. Auf sein Arbeitsver­
hältnis fanden kraft beiderseitiger Verbandszugehörigkeit die Ta­
rifverträge für die Arbeitnehmer des Ibbenbürener Steinkohlen­
bergbaus Anwendung. Der Kläger war Inhaber eines Bergmannsversor­
gungsscheins . Er schied zum 1. Juli 1992 bei der Beklagten aus. 
Seither befindet er sich im Ruhestand.

Nach seinem Ausscheiden verlangte der Kläger 8 t Deputatkoh­
le für den Anspruchszeitraum 1. Juli 1992 bis 30. Juni 1993. Die 
Beklagte verweigerte die Lieferung unter Hinweis darauf, daß der 
Kläger als Geschäftsführer einer P GmbH selbständig
tätig sei. Er erfülle so den Ruhenstatbestand der Anlage 7 II 2 
Nr. 9 (§ 46) des ManteltarifVertrages für die Arbeitnehmer des 
Ibbenbürener Steinkohlenbergbaus in der ab dem 1. Januar 1990 
geltenden Fassung (im folgenden: § 46 MTV). Dort heißt es:
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"Die vorbezeichneten Bezugsberechtigten erhalten 
- ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des Empfangs der Rentenleistung - die Hausbrandkohlen:
a) wenn sie in der Bundesrepublik Deutschland 

einen eigenen Haushalt führen,
b) wenn nicht aridere Familienangehörige im glei­

chen Haushalt ein größeres Bezugsrecht haben
und

c) wenn sie aus der bergmännischen Tätigkeit als Empfänger von Bergmannsrente, von Knapp­
schaftsrente wegen Berufs- oder Erwerbsunfä­higkeit oder von Knappschaftsruhegeld abkehren 
oder aufgrund derselben Tätigkeit Empfänger 
solcher Renten werden und wenn sie keine an­
derweitige versicherungspflichtige Tätigkeit 
oder kein selbständiges Gewerbe ausüben. Falls 
anderweitige versicherungspflichtige Tätigkeit 
oder ein selbständiges Gewerbe ausgeübt wird, 
ruht das Bezugsrecht auf Hausbrandkohlen wäh­
rend dieser Zeit. Wird jedoch ein selbständi­
ges Gewerbe länger als 10 Jahre ausgeübt, so 
erlischt das Bezugsrecht.
Es erlischt auch, wenn eine anderweitige ver­
sicherungspflichtige Tätigkeit länger als 15 
Jahre ausgeübt worden ist, die Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit erst nach dem Ausscheiden 
aus dem Bergbaubetrieb eintritt und diese 
nicht durch eine bergmännische Berufskrankheit 
oder einen im Bergbau erlittenen Unfall verur­
sacht worden ist. Die Bestimmungen zu c) gel­
ten entsprechend für Inhaber des Bergmannsver­
sorgungsscheins und für Witwen."

Bei der P GmbH handelt es sich um ein am
24. April 1992 mit einem Gesellschaftskapital von 50.000,00 DM 
gegründetes Unternehmen, dessen Gegenstand der Import und Export 
von Industrieartikeln aller Art ist. Vorwiegend handelt die Ge­
sellschaft mit einem Farbgranulat für Kunststoffprodukte, das aus 
Ungarn bezogen wird. Das Unternehmen hat seinen Sitz am Wohnsitz 
des Klägers, der auch die Gesellschaftsanteile hält. 75 % davon 
verwaltet er treuhänderisch. Durch Dienstvertrag vom 24. April
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1992 hatte sich der Kläger zum alleinigen Geschäftsführer der 
P GmbH bestellt. Der Dienstvertrag bezeichnet das
Verhältnis zwischen der Gesellschaft und dem Kläger als Alters­
teilzeit-Arbeitsverhältnis und begrenzt es auf eine Wochenar­
beitszeit von 18 Arbeitsstunden und ein monatliches Arbeitentgelt 
von höchstens 500,00 DM. Am 31. März 1992 fand eine Gesellschaf­
terversammlung der P GmbH statt, deren Gesellschafts­
kapital inzwischen auf 100.000,00 DM erhöht worden war. Als al­
leiniger Gesellschafter widerrief der Kläger bei dieser Versamm­
lung seine Bestellung zum Geschäftsführer. Er bestellte statt 
dessen seine Ehefrau.

Während der Zeit vom 1. Juli 1992 bis zum 30. Juni 1993 er­
warb der Kläger zur Deckung seines Heizbedarfs 4 t Hausbrandkohle 
für 1.322,04 DM plus Mehrwertsteuer. Die Beklagte lieferte für 
den Geltendmachungszeitraum weitere 2 t Hausbrandkohle, nachdem 
der Kläger ihr angezeigt hatte, daß seine Bestellung zum Ge­
schäftsführer widerrufen worden war. Der Kläger hat zuletzt noch 
die Lieferung weiterer 2 t Hausbrandkohle sowie die Erstattung 
der ihm entstandenen Kosten für den Einkauf der Kohlen geltend 
gemacht.

Er hat den Standpunkt vertreten, sein tarifvertraglicher An­
spruch auf Lieferung von Hausbrandkohle habe nicht ab dem 1. Juli 
1992 geruht. Er sei in dieser Zeit nicht anderweitig versiche­
rungspflichtig tätig gewesen. Ein selbständiges Gewerbe habe 
nicht er, sondern die P GmbH ausgeübt. Daß er an die­
ser Gesellschaft kapitalmäßig beteiligt sei, habe ebensowenig 
rechtliche Bedeutung wie der Umstand, daß er bis zum 31. März
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1993 Geschäftsführer der Gesellschaft gewesen sei. Im übrigen 
hätten die Einkünfte aus seiner Tätigkeit bei der P 
GmbH denen eines nichtversicherungspflichtigen Arbeitnehmers ent­
sprochen. Dieser Maßstab müsse nach dem Schutzzweck der Tarifvor­
schrift auch für den Ausschlußtatbestand der selbständigen ge­
werblichen Tätigkeit gelten, wolle man seine Aktivitäten hierzu 
zählen.

Der Kläger hat zuletzt beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen,
1. an ihn für die Heizperiode 1992/93 2 t Haus­

brandkohle kostenlos zu liefern und
2. an ihn 1.322,04 DM nebst 4 % Zinsen seit dem

20. 11. 1992 aus einem Betrag in Höhe von 
691,02 DM und seit dem 20. 01. 1993 4 % Zin­
sen aus einem Betrag von 661,02 DM zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Auffassung, die Geschäftsführertätig­
keit des Klägers schließe nach § 46 MTV unabhängig von der Höhe 
der Vergütung für diese Tätigkeit den Bezug von Hausbrandkohle 
aus. Der Kläger betätige sich als Vollkaufmann und betreibe eine 
Ein-Mann-GmbH mit einem Stammkapital von 100.000,00 DM, so daß er 
sich auch nicht als sozial schutzbedürftig darstellen könne.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger zuletzt nur 
noch seinen Zahlungsantrag weiter.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Parteien 
streiten lediglich darum, ob dem tarifvertraglichen Anspruch des 
Klägers auf Lieferung von Hausbrandkohle für die Zeit ab dem 
1. Juli 1992 ein Rühenstatbestand des § 46 MTV entgegensteht.
Dies hat das Landesarbeitsgericht zu Recht bejaht.

I. Nach § 46 Buchst, c Satz 2 MTV ruht der Anspruch auf Liefe­
rung von Hausbrandkohle für die Zeit, in der der Berechtigte eine 
anderweitige versicherungspflichtige Tätigkeit oder ein selbstän- (  ̂
diges Gewerbe ausübt. Mit dieser Regelung haben die Tarifver­
tragsparteien an vergleichbare Ausschlußtatbestände im gesetzli­
chen Rentenrecht, etwa in § 44 Abs. 2 SGB VI, angeknüpft. Wird 
eine anderweitige, also außerhalb des Steinkohlenbergbaus liegen­
de Beschäftigung im Sinne der §§ 1 bis 3 SGB VI ausgeübt, führt 
sie nur dann nicht zum Ruhen des tariflichen Anspruchs, wenn sie 
wegen ihres geringen Umfangs nach § 5 Abs. 2 SGB VI versiche­
rungsfrei ist. Die Ausübung eines selbständigen Gewerbes, die von 
vornherein nicht sozialversicherungspflichtig ist, bringt nach 
§ 46 Buchst, c Satz 2 MTV den Anspruch auf Hausbrandkohle unab- ' 
hängig von dessen Umfang zum Ruhen.

1. Der Kläger hat in der Zeit vom 1. Juli 1992 bis zum 31. März 
1993 ein selbständiges Gewerbe ausgeübt. Er war weder an sich so­
zialversicherungspflichtig noch wegen der Geringfügigkeit der Tä­
tigkeit ausnahmsweise versicherungsfrei tätig.
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a) In dem für die Abgrenzung maßgeblichen Sozialversicherungs­
recht wird eine selbständige Tätigkeit durch das eigene Unterneh­
merrisiko, die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft 
und die im wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit 
gekennzeichnet. Ein abhängig Beschäftigter unterliegt demgegen­
über typischerweise dem Weisungsrecht eines Arbeitgebers, was 
Zeit, Dauer und Ort der Arbeitsleistung angeht. Bei der Abgren­
zung sind alle Umstände der tatsächlichen Durchführung der Tätig­
keit mitzuberücksichtigen. Es ist darauf zu achten, daß es Zweck 
des Sozialversicherungsrechts ist, den abhängig Beschäftigten we­
gen ihrer sozialen Schutzbedürftigkeit ein besonderes Sicherungs­
system des öffentlichen Rechts zur Verfügung zu stellen (BSGE 10, 
41, 44; 20, 6, 8; 51, 164, 167).

Der angestellte Geschäftsführer einer GmbH kann abhängig be­
schäftigt im Sinne des Sozialversicherungsrechts sein, obwohl er 
nach außen einen maßgeblichen Einfluß auf die Geschicke der Ge­
sellschaft ausübt. Er unterliegt den Weisungen der Gesellschaf­
ter. Andererseits ist auch ein Alleingesellschafter nicht selb­
ständig tätig, wenn er nicht zugleich Geschäftsführer ist. Er 
wird in einem solchen Fall nicht selbst unternehmerisch tätig, 
sondern nutzt nur sein Kapital. Ist der Geschäftsführer einer 
GmbH aber zugleich auch Gesellschafter, ist er nicht abhängig 
beschäftigt, sondern als selbständiger Unternehmer tätig, wenn er 
aufgrund der sich aus der Bündelung seiner Rechtspositionen erge­
benden Befugnisse tatsächlich maßgeblichen Einfluß auf die Ent­
schließungen der Gesellschaft hat (Hauck/Haines/Walloth, SGB VI, 
Stand Mai 1992, K § 1 Rz 22; Hauck/Haines/Kamprad, SGB VI, Stand 
Mai 1993, K § 44 Rz 41 f.; GK-SGB VI-Meyer, Stand Dezember 1992,
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§ 44 Rz 51 f.; Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, 7. Aufl., § 14 
I 2 b, S. 63 f., jeweils m.w.N.).

b) Nach diesen Maßstäben hat der Kläger in der Zeit zwischen 
dem 1. Juli 1992 und dem 31. März 1993 als Unternehmer ein selb­
ständiges Gewerbe ausgeübt und war nicht lediglich unselbständig 
tätig. Er war Alleingeschäftsführer und Alleingesellschafter der 
P GmbH. Dem steht nicht entgegen, daß der Kläger 75 %
der Gesellschaftsanteile als Treuhänder hält. Ausweislich des 
Protokolls vom 31. März 1993 ist der Kläger als Alleingesell­
schafter der P GmbH aufgetreten. Es ist danach von
einem typischen Treuhandverhältnis, der sog. fiduziarischen Voll­
recht Streuhand, auszugehen. In einem solchen Rechtsverhältnis ist 
der Treuhänder Inhaber des von ihm für Dritte nach Maßgabe eines 
Treuhandvertrages zu verwaltenden Rechts und kann auch entspre­
chend im Rechtsverkehr auftreten (BGHZ 73, 294; K. Schmidt, Ge­
sellschaftsrecht, 2. Aufl., § 61 III 1). Dafür, daß er mit seinen 
Treugebern eine andere, atypische Vereinbarung getroffen hätte, 
hat der Kläger nichts vorgetragen.

Der Kläger hatte damit während der Zeit als Gesellschafter/ 
Geschäftsführer der P GmbH gesellschaftsrechtlich den
alleinigen und damit maßgeblichen Einfluß auf die Entschließungen 
der Gesellschaft. Das vom Landesarbeitsgericht festgestellte 
Treuhandverhältnis hat an dieser Rechtsstellung inhaltlich nichts 
geändert. Der Kläger hat nichts dafür vorgetragen, daß er auf­
grund seiner treuhänderischen Bindung trotz seiner gesellschafts­
rechtlichen Stellung wie ein Arbeitnehmer in die GmbH eingeglie­
dert gewesen wäre. Nur in einem solchen Fall hätte man trotz der
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gesellschaftsrechtlichen Stellung als Alleingesellschafter/Ge- 
schäftsführer an eine an sich sozialversicherungspflichtige ab­
hängige Tätigkeit denken können (vgl. Hauck/Haines/Gerlach,
SGB V, Stand Juni 1993, K § 5 Rz 83, m.w.N.). Der Kläger hat kei­
nerlei Behauptungen dazu aufgestellt, wie sich die Treuhandbin­
dung auf seine Stellung in der Gesellschaft tatsächlich ausge­
wirkt hat. Die abstrakte Möglichkeit, von den Treugebern "über­
stimmt" zu werden, reicht für eine einem Arbeitnehmer vergleich­
bare Einbindung nicht aus. Vielmehr sprechen sowohl der Ge­
schäftsführervertrag als auch die Geschäftsführerneubestellung am 
31. März 1993 deutlich dafür, daß der Kläger den maßgeblichen 
Einfluß auf die Entschließungen der Gesellschaft hatte. Die Be­
dingungen des Geschäftsführervertrages sind offensichtlich aus­
schließlich auf die sozialversicherungsrechtlichen Belange des 
Klägers zugeschnitten worden. Auch im Zusammenhang mit der Abbe­
rufung des Klägers als Geschäftsführer und der Neubestellung von 
dessen Ehefrau sind keinerlei Einflüsse der Treugeber auf die Ge­
schicke der Gesellschaft erkennbar. Die Maßnahme stand offenbar 
allein im Zusammenhang mit den Interessen des Klägers im vorlie­
genden Rechtsstreit.

2. Es kann dahinstehen, ob der vom Kläger hiernach erfüllte 
zweite Ruhenstatbestand des § 46 Buchst, c Satz 2 MTV über seinen 
Wortlaut hinaus einschränkend ausgelegt werden muß. Das Landesar­
beitsgericht hat erwogen, geringfügige oder kleingewerbliche un­
ternehmerische Tätigkeiten nicht als anspruchsausschließend anzu­
sehen. Mit dem Landesarbeitsgericht kann dies offenbleiben. Je­
denfalls der Kläger hat keine solche kleingewerbliche, geringfü­
gige Tätigkeit ausgeübt. Bei einer Tätigkeit als Alleingesell-
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schafter/Geschäftsführer kommt es nicht allein darauf an, welches 
Arbeitseinkommen aus der Geschäftsführertätigkeit erzielt wurde. 
Es müssen vielmehr die gesamten unternehmerischen Aktivitäten be­
trachtet werden, die der Alleingesellschafter/Geschäftsführer mit 
der GmbH entwickelt hat. Sie können beim Kläger nicht als gering­
fügig bezeichnet werden. Bei einer Handelsgesellschaft mit einem 
Stammkapital von zunächst 50.000,00, dann 100.000,00 DM, die 
einen angemieteten Büroraum und einen Lagerraum braucht, um mit 
aus Ungarn importierten Materialien Handel zu treiben, ist eine 
solche Bewertung ausgeschlossen.

II. Da der Anspruch des Klägers auf Lieferung von Hausbrandkohle 
in der Zeit zwischen dem 1. Juli 1992 und dem 31. März 1993 nach 
§ 46 Buchst, c Satz 2 MTV geruht hat, hat dem Kläger während des 
Bezugszeitraums vom 1. Juli 1992 bis zum 30. Juni 1993 (Anlage 
7 I 1 Nr. 6 <§ 93> zum Manteltarifvertrag) nur der anteilige An­
spruch auf Hausbrandkohle für das letzte Quartal zugestanden. 
Diesen Anspruch in einem Umfang von zwei Tonnen hat die Beklagte 
erfüllt. Die Klage kann damit insgesamt keinen Erfolg haben.

Heither Kremhelmer Bepler
Michels Köhne
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